Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drudcsadie 2193 


Mündlidie Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für 
die 131. und 132. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, den 9. November 1960, 
und Freitag, den 11. November 1960 


I. Gescbäftsbereicb des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

Abgeordneter In weldier Höhe, aus welchen Haushaltstiteln 
Spitzmüller und in welcher Form wurde die „Deutsch^ 

Olympia-Zeitung" entsprechend den Angaben 
der Bundesregierung in der Drucksache 2133 
„indirekt materiell und ideell unterstützt"? 


11. Gesdiäftsbereidi des Auswärtigen Amts 

11. 1. Abgeordneter Trifft es zu, daß der von französischer Seite 
Bauer (Würzburg) aufgebrachte Frachter LAS PALMAS Geräte 
an Bord hatte, die als Schädlingsbekämpfungs- 
mittel deklariert, aber in Wirklichkeit als 
Flammenwerfer bzw. Einnebelungsmittel für 
kriegerische Zwecke verwendbar waren, und 
war der verantwortliche Karlsruher Händler 
von amtlichen Stellen überprüft und registriert 
worden ? 


11. 2. Abgeordneter Ist Generalkonsul Dr. Bach aus dem Aus- 
Erler wärtigen Amt unter Fortfall oder unter Weiter- 

zahlung seiner Bezüge zum Zwecke der 
Wahlkampf führung der CDU beurlaubt wor- 
den? 


11. 3. Abgeordneter 
Sdimitt- 
Vodkenhausen 


Ist die Bundesregierung bereit, in der Aus- 
bildungs- und Prüfungsordnung für den 
höheren auswärtigen Dienst auch eine Rege- 
lung für Aufstiegsbeamte aus dem gehobenen 
auswärtigen Dienst vorzusehen? 


11. 4. Abgeordneter Ist es richtig, daß die Londoner Filmfestspiele 
Schmitt- mit einem Sowjetzonenfilm beschickt werden, 

Vockenhausen während die Bundesrepublik nicht vertreten 
ist? 


II. 5. Abgeordneter Warum hat es die Bundesregierung unterlas- 
Kreitmeyer sen, in der Skizze auf S. 198 der Drucksache 

2146 — Entwurf eines Gesetzes zum NATO- 
Truppenstatut und zu den Zusatzvereinbarun- 
gen — diejenigen Ortschaften einzuzeichnen, 
welche von dem Straßennetz nach Artikel 3 
und 4 im Abkommen über die Durchführung 
von Manövern und anderen Übungen im 
Raume Soltau-Lüneburg berührt werden? 


Drude: Budidrudterei Peter Meier, Buisdorf/Siegburg 
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II, 6. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die in der 
Kreitmeyer Drucksache 2146 S. 251 Ziff. III Nr. 2 aufge- 

stellte Behauptung, daß sich kein anderes 
Land in absehbarer Zeit zur Verfügung 
stellen lasse, im einzelnen darzu stellen und 
dabei die Tatsache zu berücksichtigen, daß 
der Bund über 279 000 ha Land verfügt und 
nur 4600 ha, auf 6 verschiedene Stellen ver- 
teilt, überhaupt benötigt werden, um unseren 
englischen und kanadischen Bundesgenossen 
die Durchführung ihrer ständigen Übungen 
zu ermöglichen? 


III. Gescfaäftsbereicti des Bundesministers des Innern 

IIL 1. Abgeordneter Warum beharrt das Bundesinnenministerium 
Dr. Tambl^ trotz wiederholter Vorstellungen des Deut- 

schen Bäderverbandes und der Seeheilbäder 
noch immer auf dem Runderlaß vom 
10. April 1953 (Änderung der Beihilfengrund- 
sätze), wonach Badekuren in den anerkannten 
Seeheilbädern nur beihilfefähig sind, wenn 
sie außerhalb der Zeit vom 15. Juni bis 
15. September durchgeführt werden? 

IIL 2. Abgeordneter Welche Gründe waren dafür maßgebend, daß 
Dr. Kohut die Bundesregierung nicht von dem 5. Jahres- 

tag der Volksabstimmung vom 23. Oktober 
1955 an der Saar Notiz genommen hat, in 
der sich die Deutschen an der Saar entge- 
gen der Empfehlung des Herrn Bundeskanz- 
lers gegen das Saarstatut und für ein Ver- 
bleiben bei Deutschland entschieden haben? 

IIL 3. Abgeordneter Warum werden Staatenlose — darunter viele 
Bladistein von den Nationalsozialisten außer Landes 

getriebene Deutsche — die mit fremden Pässen 
demokratischer Staaten nach der oder durch die 
Bundesrepublik reisen wollen, dadurch behin- 
dert, daß ihre Pässe mindestens noch vier 
Monate gültig sein müssen, um von Behör- 
den der Bundesrepublik noch anerkannt zu 
werden ? 


rv. Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Justiz 

Abgeordneter Hält die Bundesregierung die geltenden Vor- 
Dr. Imle Schriften über die Mindestversicherungsgren- 

zen für Kraftfahrzeuge für ausreichend, ins- 
besondere die Bestimmung, daß die Sach- 
schadensgrenze nur 10 V. H. der Versiche- 
rungssumme für Personenschäden zu betragen 
braucht? 
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V. Gesdiäftsbereidi des Bundesmiaisters der Finanzen 

V. 1. Abgeordneter Welche Vorstellungen hegt die Bundesre- 
Ritzel gierung zur Überwindung der Schwierigkei- 

ten deutscher Universitätsstädte, die mit 
geringem Gewerbesteuerertrag ausgestattet, 
aber mit hohen, aus ihrer besonderen Ver- 
pflichtung als Universitätsstädte erwachsenen 
Kosten belastet sind? 

V. 2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sobald wie 
Seuffert möglich eine Herabsetzung der Beimischungs- 

quote für steuerbegünstigten Rauchtabak vor- 
zuschlagen, um die Versorgung mit billigem 
Rauchtabak sicherzustellen, nachdem infolge 
des Ernteausfalls bei inländischem Tabak 
wegen der Blausdiimmelkrankhdit die nach 
der jetzigen Beimischungsquote erforderlichen 
Mengen von inländischem Tabak nicht be- 
schafft werden können? 

V, 3. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die besonders im 
Kroll Elsaß laut werdenden Klagen über die neue 

„Europabrücke" zwischen Kehl und Straßburg 
bekannt hinsichtlich der Verkehrsstauungen 
auf der Brücke, der räumlich getrennten Paß- 
und Zollkontrolle und der Autobusreisen, 
die angeblich „in wahre Abenteuerreisen" 
ausarten und den Linienbusverkehr behindern? 

V. 4. Abgeordneter Ich frage den Herrn Bundesfinanzminister, 
Lulay ob er gegenüber dem Verbleib der OFD 

Karlsruhe die gleiche positive Erklärung 
abgeben kann, wie er sie in bezug auf 
die Erhaltung der OFD Freiburg abgegeben 
hat. 


yi. Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

VI. 1. Abgeordneter Ist der durch ein Sprengstoffattentat in 

Bauer (Würzburg) München verletzte „Exportkaufmann" Dr. Wil- 
helm Beisner den zuständigen Stellen als 
Waffenhändler bekannt gewesen, und lag 
ggf. eine Genehmigung für diese Tätigkeit, 
vor? 

VI. 2. Abgeordneter Ist es im Sinne des Erlasses des Herrn 

Dr. Schmidt Bundeswirtschaftsministers betr.Entwicklungs- 

(Wuppertal) Programm für zentrale Orte in ländlichen, 

schwach strukturierten Gebieten (Bundesan- 
zeiger Nr. 201 vom 20. Oktober 1959), daß das 
mit Mitteln des Bundes ersdilossene Gelände 
statt an Industriebetriebe an Handelsbetriebe 
abgegeben wird ? 

Ist es dem Herrn Bundeswirtschaftsminister 
bekannt, daß die Stadtverwaltung Wittlich 
85 000 qm eigenes und erworbenes Gelände 
zur Verfügung hatte und 26 000 qm, die nach 


VI. 3. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 
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dem Erlaß betr. Entwicklungsprogramm für 
zentrale Orte in ländlichen, schwach struktu- 
rierten Gebieten mit Mitteln des Bundes er- 
schlossen worden waren, an eine Aktien- 
gesellschaft verkauft hat, die als Großhan- 
delsunternehmen in einem Handelskonzern 
mit einem Jahresumsatz von 2 Milliarden DM 
das größte Unternehmen dieser Art im Bun- 
desgebiet darstellt? 


VL 4* Abgeordneter 
Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


Ist der Herr Bundeswirtschaftsminister der 
Auffassung, daß es im Sinne der Mittel- 
standspolitik der Regierung ist, wenn ein 
Großhandelsunternehmen dem Handel im 
Bezirk Wittlich eine Konkurrenz macht, die 
die Existenz vieler mittlerer und kleinerer 
Firmen bedroht? 


Vll. Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


VIL 1. Abgeordneter 

Meyer 

(Wanne-Eickel) 


Wird vom Bundesarbeitsministerium die An- 
sicht einiger Rentenversicherungsträger ge- 
teilt, daß einer 75jährigen Witwe deshalb 
keine Witwenrente zusteht, weil dem ver- 
storbenen Ehemann, der seit 1922 Rente 
bezog, dadurch, daß er in der Zeit zwischen 
1924 und 1948 keine Marken klebte, die 
Anwartschaft verloren ging? 


VIL 2. Abgeordneter Bestehen nach Auffassung der Bundesregie- 
Schütz (München) rung Bedenken dagegen, daß die Renten- 
versicherungsträger die Umstellung der Ren- 
ten nach dem neuen Fremdrentengesetz von 
Amts wegen durchführen, obwohl das Gesetz 
für Renten aus Versicherungsfällen der Jahre 
1956 und früher grundsätzlich die Stellung 
eines Antrages verlangt? 


VIL 3. Abgeordneter 
Meyer 

(Wanne-Eickel) 


Sind Erwägungen darüber angestellt, den 
„bürokratischen Zopf" — wie sich der Deut- 
sche Städtetag ausdrückt — zu beseitigen, 
der 80 v. H. der Rentner zwingt, sich persön- 
lich bei den Gemeindebehörden zu melden, 
um eine Jahresbescheinigung zum weiteren 
Bezug ihrer Rente zu erhalten? 


VIII. Geschäftsbereich des Bundesministers für Verteidigung 

Abgeordneter Wird die Bundesregierung zur Herstellung 
Wittrock eines größtmöglichen Maßes an Rechtssicher- 

heit im Interesse der Angehörigen der Bun- 
deswehr sowie im allgemeinen Interesse auf 
eine Klarstellung hinwirken, unter welchen 
Umständen die Anwendung von Waffenge- 
walt im Bereich der Bundeswehr zulässig 
ist ? 
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IX. Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Verkehr 

IX. 1. Abgeordneter Wann und wie beabsichtigt das Bundesver- 
Bauer (Würzburg) kehrsministerium, den ebenso hinderlichen 
wie gefährlichen schienengleichen Übergang 
der Bundesstraße 27 über den Bahnkörper 
an der Strecke Gemünden (Main) — Würzburg 
zu beseitigen, und wird eine Lösung des 
durch das Einmüriden der B 26 und B 27 
besonders schwierigen Verkehrsproblems auf 
dem Weg einer Umgehungsstraße um die 
Stadt Karlstadt angestrebt? 

IX. 2, Abgeordneter Ist. der Herr Bundesverkehrsminister bereit, 
Bühler die Frage zu prüfen, ob der Verkehr auf 

den Bundesstraßen durch den vierbahnigen 
Ausbau über Kuppen hinweg flüssiger und 
gefahrloser zu gestalten wäre? 

IX. 3. Abgeordneter Hat die zuständige Straßenbaubehörde bereits 
Bühler geprüft, ob nicht an der Einmündung der 

B 294 in die B 3 nördlich von Gundelfingen 
bei Freiburg (Breisgau) eine Lichtsignalan- 
lage dringend erforderlich ist, oder ist eine 
andere Regelung bereits vorgesehen? 

IX. 4. Abgeordneter Hat der Herr Bundesverkehrsminister schon 
Bühler die Frage geprüft, ob nicht in den Grenz- 

gebieten der Bundesrepublik statt des „Halt"- 
Schildes das allen Ausländern verständliche 
„Stop"-SchiId zuzulassen wäre, da z. B. in 
Südbaden immer wieder Verstöße verkom- 
men durch Kraftfahrer, die aus Frankreich und 
der Schweiz einreisen und dann solche 
Schilder „überfahren"? 

IX. 5. Abgeordneter Welche Pläne hat die Bundesregierung, um 
Josten die ständig zunehmenden Verkehrsstockungen 

der Schiffahrt auf dem Rhein im Binger Loch 
zu beheben? 

IX. 6. Abgeordneter Wie beabsichtigt die Bundesregierung der 
Dr. Kohut durch Straßenbauarbeiten auf der Bundesau- 

tobahn zwischen Düsseldorf und Frankfurt 
alljährlich wiederkehrenden unhaltbaren Ver- 
kehrsstauungen Herr zu werden? 

X. Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für das Post- 

und Fernmeldewesen 

X. 1. Abgeordneter Ist auf Grund der vielen berechtigten Klagen 
Meyer der Posthalter beabsichtigt, die Leistungen 

(Wanne-Eidcel) der Versorgungsanstalt Post (VAP) zu ver- 

bessern ? 

X. 2. Abgeordneter Trifft es zu, daß.- gewöhnliche Telegramme 
Enk zur vollen Gebühr am gleichen Tage nicht 

mehr zugestellt werden können, da die Tele- 
grafenstelle sonntags ab 13 Uhr geschlossen 
ist? 
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X. 3. Abgeordneter Liegt es im Ermessen des Postangestellten 
Enk zu beurteilen, ob Telegramme sonntags nach 

13 Uhr noch zugestellt werden können, wenn 
sich aus ihrem Inhalt eine besondere Dring- 
lichkeit ableiten läßt? 

X. 4. Abgeordneter Besteht eine Garantie dafür, daß Telegramme, 
Enk die mit dem gebührenpflichtigen Dienstvermerk 

„Dringend" als dringendes Telegramm zur 
doppelten Wortgebühr eines gewöhnlichen 
Telegramms durch den Bereitschaftsdienst 
auch am Sonntag ausgetragen werden ? 


XI. Gesciiäftsbereicii des Bundesministers für Wohnungsbau 

Abgeordneter Wie können Mieter geschützt werden, denen 
Büttner die Wohnungen nur deshalb gekündigt wer- 

den, weil sie sich weigern, eine gesetzlich 
unbegründete Mieterhöhung zu zahlen? 

XII. Geschäftsbereidi des Bundesministers für wirtschaftlidien 

Besitz des Bundes 

XII, 1, Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesre- 

Dr. Kohut gierung für den Ausgleich von Härten bei 

solchen Grundeigentümern, die die Kosten 
für die Beseitigung von Luftschutzstollen zu 
tragen haben? 

XII. 2. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 

Dr. Bücher daß die Bundesvermögenssteile Tübingen mit 

der Inanspruchnahme von Grundstücken für 
den Bau einer Ölfernleitung begonnen hat, 
obwohl die Richtlinien für die mit den Grund- 
stückseigentümern abzuschließenden Gestat- 
tungsanträge noch nicht vorliegen? 


Bonn, den 4. November 1960 
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